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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Familie und Senioren (13. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/2219 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes, 
des Bundesversorgungsgesetzes und des Lastenausgleichsgesetzes 


A. Problem 

Die bundesweit uneinheitliche Verwaltungspraxis bei der Anrech- 
nung der Krankenkassenleistung bei Pflegebedürftigkeit nach § 57 
SGB V auf gleichartige Leistungen der Sozialhilfe, der Kriegsopfer- 
fürsorge und des Lastenausgleichs belastet den Rechtsfrieden. Zur 
Gewährleistung eines einheitlichen Verwaltungshandelns ist 
gesetzgeberisches Handeln geboten. 

Ferner besteht Handlungsbedarf zur Anpassung weiterer Vor- 
schriften im Bundessozialhilfegesetz, Bundesversorgungsgesetz, 
Arbeitsförderungsgesetz und im Gesetz über die Angleichung der 
Leistungen zur Rehabilitation an bereits bestehende gesetzliche 
Regelungen sowie zur Änderung des Bundeserziehungsgeldgeset- 
zes und des Gesetzes über die Festlegung eines vorläufigen 
Wohnortes für Aussiedler und Übersiedler. 


B. Lösung 

— Gesetzliche Festlegung, daß die Geldleistung nach § 57 SGB V 
in den genannten Rechtsbereichen sowie die Pauschalbeihilfe 
nach § 6 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 der Beihilfevorschriften des Bundes 
oder vergleichbarer Landesregelungen in der Sozialhilfe bis 
zum 31. Dezember 1994 mit 200 DM anzurechnen sind, 

— Anhebung des Vermögensschonbetrages in § 25 f Abs. 2 Nr. 1 
des Bundesversorgungsgesetzes, 

— Anhebung der Altersgrenze für im Haushalt lebende Kinder als 
Voraussetzung für eine Haushaltshilfe in den einschlägigen 
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Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes, des Arbeitsför- 
derungsgesetzes und des Gesetzes über die Angleichung der 
Leistungen zur Rehabilitation, 

— Erweiterung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Aufhe- 
bung einer Minderung des Erziehungsgeldes und 

— Verschiebung des Zeitpunktes des Außerkrafttretens des 
Gesetzes über die Festlegung eines vorläufigen Wohnortes für 
Aussiedler und Übersiedler um drei Jahre. 

Annahme des Gesetzentwurfs im Ausschuß mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei 
Abwesenheit der Mitglieder der Gruppe der PDS/Linke Liste und 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


C, Alternativen 

Die Herbeiführung einer einheitlichen Rechtspraxis bei der 
Anrechnung der Krankenkassenleistung bei Pflegebedürftigkeit 
auf dem Verwaltungsweg hat sich als undurchführbar erwiesen. 

Ein Antrag der Fraktion der SPD im Ausschuß, die im Gesetzent- 
wurf vorgesehene Befristung der Anrechnungsregelung bis zum 
31. Dezember 1994 zu streichen, wurde mit Mehrheit abgelehnt. 


D. Kosten 

Im Bereich der Sozialhilfe und der Kriegsopferfürsorge ist — über 
das Bundesgebiet insgesamt gesehen — durch die Anrechnungs- 
regelung nicht mit Mehrkosten zu rechnen. Beim Lastenausgleich 
belaufen sich die jährlichen Mehrkosten auf insgesamt 15 Mio. 
DM, davon 10 Mio. DM zu Lasten des Bundeshaushaltes und 
5 Mio. DM zu Lasten der Länderhaushalte. 

Durch die übernommenen Bundesratsvorschläge entstehen keine 
Mehrkosten bzw. dürften sich Mehr- und Minderaufwendungen 
ausgleichen. 

Die Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes betrifft ledig- 
lich Einzelfälle. Die Mehrkosten sind sehr gering, nicht bezifferbar 
und entstehen nur für etwa ein Jahr. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 12/2219 — 
in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas- 
sung anzunehmen. 

Bonn, den 29. Mai 1992 

Der Ausschuß für Familie und Senioren 

Rainer Eppelmann Brigitte Lange Ortrun Schätzte 

Vorsitzender Berichterstatterinnen 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes, 
des Bundesversorgungsgesetzes und des Lastenausgleichsgesetzes 
— Drucksache 12/2219 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Familie und Senioren (13. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
sozialhilfegesetzes, des Bundesversorgungsgesetzes 
und des Lastenausgleichsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Bundessozialhilfegesetz 

In § 69 Abs. 3 Satz 4 des Bimdessozialhilfegesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachimg vom 10. Januar 
1991 (BGBl. I S. 94, 808), das durch Artikel 26 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606) geändert 
worden ist, werden nach den Worten „70 vom Hun- 
dert" die Worte „, die Geldleistung nach § 57 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch bis zum 31 . Dezem- 
ber 1994 mit 200 Deutsche Mark" eingefügt. 


Artikel 2 

Bundesversorgungsgesetz 

In§ 26 c Abs. 5 Satz 4 des Bundesversorgungsgeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Ja- 
nuar 1982 (BGBl. I S. 21), das zuletzt durch Artikel 25 
des Gesetzes vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606) 
geändert worden ist, werden nach den Worten 
„70 vom Hundert" die Worte „ , die Geldleistung nach 
§ 57 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bis zum 
31. Dezember 1994 mit 200 Deutsche Mark" einge- 
fügt. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
sozialhilfegesetzes und anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Bundessozialhilfegesetz 

In § 69 Abs. 3 Satz 4 des Bundessozialhilfegesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 
1991 (BGBl. I S. 94, 808), das durch Artikel 26 des 
Gesetzes vom 25. JuK 1991 (BGBl. I S. 1606) geändert 
worden ist, werden nach den Worten „70 vom Hun- 
dert" die Worte „, die Geldleistung nach §57 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch sowie die Pauschal- 
beihilfe nach § 6 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 der Beihilfevor- 
schriften des Bundes oder vergleichbaren Landesre- 
gelungen bis zum 31. Dezember 1994 mit 200 Deut- 
sche Mark" eingefügt. 

Artikel 2 

Bundesversorgungsgesetz 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. IS. 21), 
das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 25. Juli 
1991 (BGBl. I S. 1606) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Dem § 25f Abs. 2 Nr. 1 wird folgender Satzteil 
angefügt: 

„jedoch 20 vom Hundert bei Hilfesuchenden, die 
das sechzigste Lebensjahr vollendet haben, sowie 
bei Erwerbsunfähigen im Sinne der gesetzlichen 
Rentenversicherung und den diesem Personen- 
kreis vergleichbaren Invalidenrentnern,". 

2. In § 26 Abs. 3 Nr. 4 werden die Worte „achte 
Lebensjahr" durch die Worte „zwölfte Lebens- 
jahr" ersetzt. 

3. In § 26 c Abs. 5 Satz 4 werden nach den Worten 
„70 vom Hundert" die Worte „, die Geldleistung 
nach § 57 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bis 
zum 31. Dezember 1994 mit 200 Deutsche Mark" 
eingefügt. 


4 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/2705 


Entwurf 

Artikel 3 

Lastenausgleichsgesetz 

In § 267 Abs, 1 letzter Satz des Lastenausgleichsge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1909), das zuletzt durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2809) geändert worden ist, wird der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„wenn ein Anspruch auf eine Geldleistung nach § 57 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch besteht, ist der 
Erhöhungsbetrag jedoch bis zum 31, Dezember 1994 
zu gewähren und um 200 Deutsche Mark zu kür- 
zen" 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Artikel 3 

Lastenausgleichsgesetz 

In § 267 Abs. 1 letzter Satz des Lastenausgleichsge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1909), das zuletzt durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2809) geändert worden ist, wird der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„wenn ein Anspruch auf eine Geldleistung nach § 57 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch besteht, ist der 
Erhöhungsbetrag jedoch bis zum 31. Dezember 1994 
zu gewähren und um den 200 Deutsche Mark über- 
steigenden Betrag zu kürzen. " 


Artikel 4 

Bundeserziehunssgeldsesetz 

In § 39 des Bundeserziehungsgeldgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. Januar 1992 
(BGBL I S. 68) werden nach dem Wort „Fassung" die 
Worte mit Ausnahme von § 6 Abs. 4," eingefügt. 


Artikel 5 

ArkeitsMrderundssesetz 

In § 56 Abs. 3 Nr. 5 des Arbeitsförderungsgesetzes 
vom 25. Juni 1969 (BGBl. 1 S. 582), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch vom 20. Dezember 
1991 (BGBl. I S. 2325) geändert worden ist, werden 
die Worte „achte Lebensjahr" durch die Worte 
„zwölfte Lebensjahr" ersetzt. 


Artikel 6 

desetz Uber die Angleichuns 
der Leistunsen zur Rehabilitation 

In § 12 Nr. 6 des Gesetzes über die Angleichung 
der Leistungen zur Rehabilitation vom 7. August 
1974 (BGBL I S. 1881), das zuletzt durch Artikel 11 
des Gesetzes vom 26. Juni 1990 (BGBL I S. 1211) 
geändert worden ist, werden die Worte „achte 
Lebensjahr" durch die Worte „zwölfte Lebensjahr" 
ersetzt. 


Artikel 7 

Cesetz über die Festlesuns 
eines vorläuf isen Wohnortes fUr 
Aussiedler und Übersiedler 

ln § 7 Satz 2 des Gesetzes über die Festlegung eines 
vorläufigen Wohnortes für Aussiedler und Übersied- 
ler vom 6. Juli 1989 (BGBL I S. 1378) wird das Wort 
„drei" durch das Wort „sechs" ersetzt. 
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Entwurf 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 
am ersten Tage des auf die Verkündung folgenden 
Kalendermonats in Kraft. Artikel 2 Nr. 1 tritt mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1991 in Kraft. Artikel 4 tritt 
mit Wirkung vom 1. Januar 1992 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Brigitte Lange und Ortrun Schätzle 


A. Allgemeiner Teil 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung in seiner 88. Sitzung am 29. April 
1992 in erster Lesung beraten und dem Ausschuß für 
Familie und Senioren zur federführenden Beratung 
sowie dem Innenausschuß und dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zur Mitberatung überwie- 
sen. Der Haushaltsausschuß wurde gemäß § 96 GO- 
BT beteiligt. 


II. 

Der Innenausschuß hat am 21. Mai 1992 einstimmig 
bei Abwesenheit der Gruppe der PDS/Linke Liste und 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, 
dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. bei einer Gegenstimme eines 
Mitglieds der Fraktion der SPD imd Abwesenheit der 
Mitglieder der Gruppe der PDS/Linke Liste und der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme 
des Gesetzentwurfs mit den auf einen Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zurückgehen- 
den und im Besonderen Teil dieses Berichts darge- 
stellten Änderungen empfohlen. Ein Antrag der Frak- 
tion der SPD, die Nummer 3 der Stellungnahme des 
Bundesrates (s. Drucksache 12/2219, S. 5) zu über- 
nehmen, wurde vom Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion der SPD bei Abwesenheit der 
Mitglieder der Gruppe der PDS/Linke Liste und der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht gemäß 
§ 96 GO-BT gesondert vorlegen. 


III. 

Der Ausschuß für Familie und Senioren hat den 
Gesetzentwurf in seiner 24. Sitzung am 21. Mai 1992 
unter Einbeziehung der Stellungnahme des Bundes- 
rates und der Gegenäußerung der Bundesregierung 
hierzu (s. Drucksache 12/2219, S. 5 ff.), der Anderungs- 
empfehlungen des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung sowie eines von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. im Ausschuß gestellten Änderungs- 
antrages beraten und die aus der Zusammenstellung 
ersichtlichen und im Besonderen Teil näher erläuter- 
ten Beschlüsse gefaßt. 


Bei der Beratung des Gesetzentwurfs betonte die 
Fraktion der CDU/CSU, daß die vorgesehene gesetz- 
liche Anrechnungsregelung der Krankenkassenlei- 
stung bei Pflegebedürftigkeit nach § 57 SGB V auf 
gleichartige Leistungen der Sozialhilfe, der Kriegsop- 
ferfürsorge und des Lastenausgleichs nur eine bis zum 
31. Dezember 1994 befristete Übergangsregelung bis 
zu einer gesetzlichen Neuregelung der Absicherung 
des Pflegekostenrisikos darstelle. Die bisherige 
uneinheitliche Handhabung der Anrechnung sei den 
Betroffenen nicht zu vermitteln. Daher bestehe politi- 
scher Handlungsbedarf. 

Die Fraktion der SPD hob hervor, daß sie die Pflege- 
geldleistung für äußerst unzureichend halte und eine 
grundsätzliche Lösung nur mit einer gesetzlichen 
Pflegeversicherung zu erreichen sei. Gleichwohl 
stimme sie der vorgesehenen Anrechnungsregelung 
im Interesse der Betroffenen zu. Obwohl bereits bei 
der Beratung des Gesundheits-Reformgesetzes die 
Problematik der Anrechenbarkeit auf Leistungen 
nach dem Bundessozialhilfegesetz gesehen worden 
sei, habe man damals eine Klarstellung vermieden. 
Die Fraktion der SPD wies darauf hin, daß grundsätz- 
lich die Nachrangigkeit des Bundessozialhilfegeset- 
zes beachtet werden müsse. 

Die Fraktion der F.D.P. vertrat die Auffassung, daß die 
Frage der Anrechenbarkeit auf die Sozialhilfe im 
Rahmen einer Pflegeversicherung kaum gelöst wer- 
den könne. Die Problematik gebe Anlaß zu grundsätz- 
lichen Überlegungen über das Prinzip des Nachrangs 
von Sozialhilfeleistungen. Wegen der aktuellen Not- 
wendigkeit einer gesetzlichen Regelung für die 
Betroffenen stimme sie dem Gesetzentwurf zu. 

Die Bundesregierung erklärte, daß der Bundesrat in 
seiner Stellungnahme die Bundesregierung aus- 
drücklich auf das Prinzip des Nachrangs der Sozialhil- 
feleistungen im Sozialbereich hingewiesen habe. Bei 
der Neuregelung der Absicherung des Pflegekosten- 
risikos werde sie sich dafür einsetzen, daß entspre- 
chend diesem Grundsatz die neu zu schaffenden 
Leistungen voll auf die Sozialhilfe, die Kriegsopferfür- 
sorge und den Lastenausgleich angerechnet wer- 
den. 

Bei Abwesenheit der Gruppe der PDS/Linke Liste und 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DLE GRÜNEN erfolgte die 
Beschlußfassung zu Artikel 1, 2 Nr. 3, Artikel 3, 4 
(neu), 7 (neu) und 8 (bisher Artikel 4), zur Einleitung 
imd Überschrift sowie zum Gesetzentwurf insgesamt 
jeweils einstimmig, die Beschlußfassung zu Artikel 2 
Nr. 1 und 2 sowie zu Artikel 5 (neu) und 6 (neu) jeweils 
bei Stimmenthaltung der Fraktion der F.D.P. 

Der von der Fraktion der SPD auch im Ausschuß 
für Familie und Senioren gestellte Antrag auf Über- 
nahme der Nummer 3 der Stellungnahme des Bundes- 
rates (s. Drucksache 12/2219, S. 5) wurde mit der Stim- 
menmehrheit der Koalitionsfraktionen abgelehnt. 
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B. Besonderer Teil 

Soweit die Einzelvorschriften des Gesetzentvmrfs und 
die Änderungsvorschläge des Bundesrates übernom- 
men worden sind, wird auf die Begründung des 
Gesetzentwurfs und die Stellungnahme des Bundes- 
rates verwiesen. 


Zu Artikel 1 

Die Änderung geht auf einen Vorschlag des Bundes - 
rates zurück, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat. 


Zu Artikel 2 

Artikel 2 Nr. 1 geht auf eine Empfehlung des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung mit folgender 
Begründung zurück: 

Die Änderung im Recht der Kriegsopferfürsorge ist 
Folge der Änderung der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des § 88 Abs. 2 Nr. 8 des Bundessozialhilfegeset- 
zes durch die Verordnung vom 23. Oktober 1991 
(BGBl. 1 S. 2037). Damit bleibt die Besserstellung der 
Hilfesuchenden in der Kiiegsopferfürsorge gewahrt. 

Es ist davon auszugehen, daß auch die Zugangs- 
Invalidenrentner des Zeitraums vom 1. Januar 1992 
bis 3 1 . Dezember 1 996 im Beitrittsgebiet regelmäßig 
den Erwerbsunfähigen im Sinne der gesetzlichen 
Rentenversicherung vergleichbar sind. Dies ergibt 
sich aus der gnmdsätzlichen Gleichstellung der lau- 
fenden Invalidenrenten mit Erwerbsunfähigkeitsren- 
ten (§ 302 a SGB VI), wenn nicht bestimmte Hinzuver- 
dienstgrenzen überschritten werden. 

Artikel 2 Nr. 2 geht ebenfalls auf eine Empfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zurück, der 
dazu folgende Begründung gegeben hat: 

Zur Vereinheitlichung der Voraussetzungen für eine 
Haushaltshilfe als ergänzende Leistung zur Rehabili- 
tation ist es erforderlich, die Altersgrenze der im 
Haushalt lebenden Kinder im Bereich der Kriegsop- 
ferfürsorge an bereits im Kranken-, Renten- und 
Unfallversicherungsrecht geltende Regelungen anzu- 
gleichen. 

Artikel 2 Nr. 3 entspricht dem Regierungsentwurf. 


Zu Artikel 3 

Die Änderung geht auf einen Vorschlag des Bundes- 
rates zxirück, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat. 


Zu Artikel 4 (neu) 

Die Änderung entspricht einem Antrag der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. im Ausschuß für Familie 
und Senioren. 


Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes- 
erziehungsgeldgesetzes und anderer Vorschriften 
vom 6. Dezember 1991 ist § 6 Abs. 4 Bundeserzie- 
hungsgeldgesetz geändert und die Möglichkeit ein- 
geführt worden, eine Verminderung des Einkommens 
auch dann geltend zu machen, wenn sie erst in dem 
Jahr eintritt, in das der 19. Lebensmonat des Kindes 
fällt. Diese neue Regelung ist aufgrund der Über- 
gangsvorschrift von § 39 Bundeserziehungsgeldge- 
setz nicht für Kinder anwendbar, die bis zum 31. De- 
zember 1991 geboren sind. Dadurch kann in Härtefäl- 
len, z, B. bei Tod des Ehepartners, eine Minderung des 
Erziehungsgeldes nicht rückgängig gemacht werden, 
wenn sie erst in dem Jahr eintritt, in das der 19. Le- 
bensmonat des Kindes fällt. 

Mit der Regelung von Artikel 4 soll erreicht werden, 
daß auch in diesen Fällen eine Minderung mit Wir- 
kung von Anfang 1992 an aufgehoben werden 
kann. 


Zu Artikel 5 (neu) 

Es handelt sich um eine Folge änderung der Empfeh- 
lung des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zu 
Artikel 2 Nr. 2. 


Zu Artikel 6 (neu) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung der Empfeh- 
lung des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zu 
Artikel 2 Nr. 2. 


Zu Artikel 7 (neu) 

Die Änderung geht auf einen Vorschlag des Bundes- 
rates zurück, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat. 


Zu Artikel 8 (bisher Artikel 4) 

Satz 1 entspricht Artikel 4 des Regierungsentvmrfs 
und berücksichtigt die Ändenmgen in Satz 2 und 3. 

Satz 2 geht auf die Empfehlung des Ausschusses für 
Arbeit imd Sozialordnung zu Artikel 2 Nr. 1 zurück 
und bewirkt hinsichtlich der Anhebung des Vermö- 
gensschonbetrags in § 25 f Abs. 2 Nr. 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes ein zeitgleiches Inkrafttreten mit 
der entsprechenden Regelung der Ersten Verordnung 
zur Ändenmg der Verordnimg zur Durchführung des 
§ 88 Abs. 2 Nr. 8 des Bundessozialhilfegesetzes. 

Satz 3 geht auf den Änderimgsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. im Ausschuß für Familie und 
Senioren zu Artikel 4 (neu) zurück und bewirkt, daß 
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auch in den Fällen des Artikels 4 eine Minderung des 
Erziehungsgeldes mit Wirkimg von Anfang 1992 an 
aufgehoben werden kann. 


Überschrift 

Die Änderung berücksichtigt die Einbeziehimg wei- 
terer Gesetze in den Entwurf. 


Bonn, den 29. Mai 1992 


Brigitte Lange Ortrun Schätzte 

Beri chters tatterinnen 
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